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I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Chemnitz vom 13. MÃ¤rz 2015 wird zurÃ¼ckgewiesen.
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II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung
streitig.

Der 1962 geborene KlÃ¤ger erlernte nach Abschluss der Schule von 1979 bis 1981
den Beruf eines Fleischers, war von 1981 bis 1985 als Maschinenarbeiter und
Heizer, von 1986 bis 1988 als Hausmeister und ab dem 1.2.1989 freiberuflich als
Berufsmusiker, SÃ¤nger, Pianist und Gitarrist tÃ¤tig. Seit Februar 2011 ist er
arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Mit Bescheid des Landkreises M â�¦, Landratsamt, vom
27.10.2015 wurde beim KlÃ¤ger mit Wirkung vom 22.1.2013 ein Grad der
Behinderung (GdB) von 50 festgestellt. Mit Bescheid der gleichen BehÃ¶rde vom
16.8.2017 in Fassung des Teilabhilfebescheides vom 9.11.2017 wurden mit Wirkung
ab dem 27.6.2017 ein GdB von 100 und die gesundheitlichen Voraussetzungen
fÃ¼r die Zuerkennung der Merkzeichen G und B zuerkannt.

Am 22.1.2013 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen Erwerbsminderung. Im Verwaltungsverfahren lagen der Beklagten
medizinische Un-terlagen Ã¼ber den KlÃ¤ger aus einem vorangegangenen Reha-
Verfahren (u. a. der Ã¤rztliche Entlassungsbericht der Klinik Z â�¦, Zentrum fÃ¼r
Verhaltensmedizin B â�¦, vom 18.1.2013 Ã¼ber den stationÃ¤ren Aufenthalt des
KlÃ¤gers vom 3.12.2012 bis zum 4.1.2013, Diagnosen: Angst und depressive
StÃ¶rung gemischt, kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung, Restless-Legs-Syndrom,
Adipositas; Leistungsbeurteilung: der KlÃ¤ger kÃ¶nne als selbststÃ¤ndiger Musiker
nur noch drei Stunden arbeitstÃ¤glich arbeiten; im Ã�brigen kÃ¶nne er
mittelschwere TÃ¤tigkeiten unter BerÃ¼cksichtigung qualitativer EinschrÃ¤nkungen
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mindestens sechs Stunden verrichten) vor.

Mit Bescheid vom 25.2.2013 und Widerspruchsbescheid vom 6.6.2013 lehnte die
Beklagte den Antrag des KlÃ¤gers auf eine Rente wegen Erwerbsminderung ab, weil
die medizi-nischen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt seien. Die beim KlÃ¤ger
vorliegenden Krankheiten oder Behinderungen "psychische Minderbelastbarkeit bei
Depression und AngststÃ¶rungen" fÃ¼hrten nicht zu einem Anspruch auf eine
Rente wegen Erwerbsminderung. Nach der medizinischen Beurteilung kÃ¶nne der
KlÃ¤ger noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mit mittelschweren TÃ¤tigkeiten bei
weiteren FunktionseinschrÃ¤nkungen erwerbstÃ¤tig sein.

Hiergegen hat sich die am 5.7.2013 zum Sozialgericht Chemnitz erhobene Klage
gerichtet. Soweit die Beklagte ihre Entscheidung auf den Entlassungsbericht der
Reha-Klinik vom 18.1.2013 stÃ¼tze, kÃ¶nne sie damit nicht gehÃ¶rt werden. Nach
Ansicht des KlÃ¤gers weise der Entlassungsbericht seine vier Krankheiten Angst-
und depressive StÃ¶rung gemischt, kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung, Restless-
Legs-Syndrom sowie Adipositas aus, wÃ¤hrend im Ausgangsbescheid lediglich eine
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dieser Erkrankungen aufgefÃ¼hrt sei. Im Entlassungsbericht der Reha-Klinik werde
zudem zum LeistungsvermÃ¶gen u. a. angege-ben, dass allenfalls strukturierte
TÃ¤tigkeiten denkbar seien und dass das LeistungsvermÃ¶-gen erst absehbar
wieder mindestens sechs Stunden tÃ¤glich betragen werde. Der Entlas-sungsbericht
vom 18.1.2013 lege keinesfalls fest, dass es dem KlÃ¤ger wieder mÃ¶glich sei,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens
sechs Stun-den tÃ¤glich erwerbsfÃ¤hig zu sein. Im Ã�brigen sei der Sachverhalt
nicht ausreichend ermit-telt worden. Angesichts der Vielzahl der bestehenden
FunktionseinschrÃ¤nkungen, insbe-sondere auf neurologisch-psychiatrischem
Fachgebiet, sei eine neurologisch-psychiatrische Begutachtung unumgÃ¤nglich.

Dem Sozialgericht haben eine Auskunft der Krankenkasse Y â�¦ vom 4.12.2013
Ã¼ber Krankenhaus- und ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten des KlÃ¤gers, Befundberichte
von Dr. C., FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin, vom 3.12.2013, von Dr. X â�¦,
FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, vom 4.12.2013, von Dr. D â�¦,
Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die / Sportmedizin / Chirotherapie, vom 4.12.2013, von
Dipl.-Med. E â�¦, Facharzt fÃ¼r Neurologie / Psychiatrie, vom 5.2.2014 und das
psychiatrische Gutachten von Dr. W â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie, vom 24.4.2014 vorgelegen. In dem auf einer Untersuchung vom
22.4.2014 beruhenden Gutachten hat die SachverstÃ¤ndige unter Angabe der
Diagnosen "Angst- und depressive StÃ¶rung gemischt, bei
PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung mit narzissti-schen ZÃ¼gen, Restless-Legs-Syndrom,
wechselhaft auftretendes Schmerzsyndrom im Bereich der WirbelsÃ¤ule ohne
neurologisches Defizit, Bluthochdruck und Adipositas" fest-gestellt, dass der
KlÃ¤ger trotz seiner GesundheitsstÃ¶rungen noch in der Lage sei, kÃ¶rperlich
leichte TÃ¤tigkeiten mindestens sechs Stunden tÃ¤glich auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt zu verrichten.

Auf Antrag des KlÃ¤gers hat das Sozialgericht des Weiteren das neurologisch-
psychiatrische Fachgutachten von Dipl.-Med. E â�¦, Facharzt fÃ¼r Neurologie /
Chirotherapie / Psychiatrie, vom 7.8.2014 eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige, der den
KlÃ¤ger am 7.8.2014 untersuchte, hat die Diagnosen "Angst- und depressive
StÃ¶rung (gemischt), narzisstische PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen, somatoforme
StÃ¶rung mit Hypertonie sowie funktionellen Ma-gen- und RÃ¼ckenbeschwerden,
Restless-Legs-Syndrom, Polyneuropathie beider Beine, SchulterfunktionsstÃ¶rung
rechts und Adipositas" gestellt und angegeben, dass er das der-zeitige
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nur noch
fÃ¼r unter drei Stunden tÃ¤glich fÃ¼r nur kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten
einschÃ¤tze. Ferner sei der KlÃ¤ger nicht wegefÃ¤hig.

Zu dem Gutachten von Dipl.-Med. E â�¦ hat das Sozialgericht eine ergÃ¤nzende
Stellung-nahme der SachverstÃ¤ndigen Dr. W â�¦ vom 18.10.2014 und hierzu
wiederum eine ergÃ¤n-zende Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. E
â�¦ vom 13.1.2015 eingeholt.

Mit Schreiben vom 6.2.2015 hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers gegen
die SachverstÃ¤ndige Dr. W â�¦ einen Befangenheitsantrag gestellt.
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Das Sozialgericht hat nach AnhÃ¶rung der Beteiligten die Klage mit
Gerichtsbescheid vom 13.3.2015 abgewiesen und diese Entscheidung im
Wesentlichen wie folgt begrÃ¼ndet:

"Das Verfahren konnte im Wege des Gerichtsbescheides gemÃ¤Ã� Â§ 105 SGG ent-
schieden werden, da die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher
oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklÃ¤rt ist. Insbesondere war
dem Antrag des KlÃ¤gers auf Ladung der Gutachter nach Â§ 106 SGG und Â§ 109
SGG sowie seiner LebensgefÃ¤hrtin V â�¦ als Zeugin zu einem Gerichtstermin, nicht
nachzukommen. Zum einen sind die Aussagen einer Zeugin zum Tagesablauf des
KlÃ¤gers nicht beweisrelevant, nachdem die Gutachterin Frau Dr. W â�¦ in ihrem
Gutachten nach Untersuchung des KlÃ¤gers am 22.04.2014 umfangreich die
Anamnese nach den Angaben des KlÃ¤gers und auch die vom KlÃ¤ger geschilderte
Alltagsgestaltung in deren Gutachten zugrunde legte (vgl. S. 11 ff. d. Gutachtens
von Frau Dr. W â�¦, Bl. 66 ff. d. Gerichtsakte). Sowohl der Gutachter DM E â�¦ als
auch die Gutachterin Frau Dr. W â�¦ haben in ihren Gutachten sowie den jeweils
ergÃ¤nzenden Stellungnahmen umfassend zu den Gutachtensfragen Stellung be-
zogen. Die von der KlÃ¤gerseite gewÃ¼nschte Ladung beider Gutachter zu einem
Termin zur ErlÃ¤uterung ihrer Gutachten ohne konkrete Fragestellungen entspre-
chend dem vorangegangenen Hinweis des Gerichts ist nicht nachzukommen, da
eine Befragung von Gutachtern "ins Blaue hinein" nicht erfolgt. Eine umfassende
Beantwortung sÃ¤mtlicher Fragen zum Gutachten des Gerichts bezÃ¼glich der Fest-
stellung des Bestehens einer Erwerbsminderung erfolgte durch beide Gutachter in
deren Gutachten sowie den ergÃ¤nzenden Stellungnahmen beider Gutachter. In-
soweit ist der Sachverhalt geklÃ¤rt, auch wenn die Gutachter letztlich zu unter-
schiedlichen Ergebnissen gelangen.

I.

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet. Der Bescheid der Beklagten vom
15.02.2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.06.2013 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten, Â§ 54 Abs. 1 SGG.
Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller Er-
werbsminderung nach Â§ 43 Abs. 2 SGB VI.

Das Gericht folgt hierbei den Ã¼berzeugenden Feststellungen der gerichtlich nach 
Â§ 106 SGG bestellten Gutachterin Frau Dr. W â�¦ auf neurologisch-psychiatrischem
Fachgebiet. Das Gutachten von Frau Dr. W â�¦ ist verwertbar, da der Antrag des
KlÃ¤gers auf Ablehnung der SachverstÃ¤ndigen Frau Dr. W â�¦ als unbegrÃ¼ndet
zu-rÃ¼ckzuweisen ist. Nach Â§ 118 Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 406 Abs. 1, Satz 1
, 42 Abs. 1 und 2 Zivilprozessordnung (ZPO) kann ein gerichtlich bestellter Sachver-
stÃ¤ndiger aus denselben GrÃ¼nden, die zur Ablehnung eines Richters berechtigen,
wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden. GemÃ¤Ã� Â§ 42 Abs. 2 ZPO
kann ein Richter und dementsprechend ein SachverstÃ¤ndiger wegen Besorgnis der
Befangenheit dann abgelehnt werden, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist,
Misstrauen gegen seine Unparteilichkeit zu rechtfertigen. Unerheblich ist in diesem
Zusammenhang, ob der SachverstÃ¤ndige tatsÃ¤chlich befangen ist. Es kommt
ausschlieÃ�lich darauf an, ob ein Beteiligter von seinem Standpunkt aus bei
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objektiver Betrachtungsweise Bedenken gegen die Unparteilichkeit haben kann.
Reine subjektive Vorstellungen und GedankengÃ¤nge des Ablehnenden sind uner-
heblich. Die AblehnungsgrÃ¼nde mÃ¼ssen sich grundsÃ¤tzlich aus dem Vortrag
des Ablehnenden im Rahmen des jeweiligen Rechtstreits ergeben. Die Ablehnungs-
grÃ¼nde sind gemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs. 1 SGG i.V.m. Â§ 44 Abs. 2 Satz 1, erster
Halbsatz ZPO vom Ablehnenden geltend und glaubhaft zu machen. Vorliegend ist
kein Grund ersichtlich, der geeignet ist, Misstrauen gegen die Unparteilichkeit von
Frau Dr. W â�¦ zu rechtfertigen. Im Rahmen einer neurologisch-psychiatrischen
Begut-achtung liegt es im Beurteilungsspielraum des Gutachters, eine
Fremdanamnese durch Befragung einer dritten Person, hier die vom KlÃ¤ger
begehrte Befragung von Frau V â�¦, durchzufÃ¼hren bzw. deren Anwesenheit bei
der Begutachtung zuzulas-sen. Die Nichtzulassung verstÃ¶Ã�t weder gegen
Prozessrecht, noch ist sie ein Indiz fÃ¼r die Unparteilichkeit der gerichtlich
bestellten Gutachterin. Der Umstand, dass nach den Recherchen der KlÃ¤gerseite
der Ehemann der Gutachterin Frau Dr. W â�¦ als Pianist und Komponist und damit
ebenso wie der KlÃ¤ger vormals als Musiker tÃ¤tig ist, kann keinen
Befangenheitsgrund darstellen. Bei objektiver Betrachtungs-weise fÃ¼hrt dieser
Umstand nicht zu der Unparteilichkeit eines Gutachters. Die subjektiven
Vorstellungen und GedankengÃ¤nge des Ablehnenden sind hierbei un-beachtlich.
Hierin liegt kein geeigneter Grund, Misstrauen gegen die Unparteilich-keit der
SachverstÃ¤ndigen Frau Dr. W â�¦ zu rechtfertigen. Soweit AusfÃ¼hrungen der
Gutachterin als unvollstÃ¤ndig und fehlerhaft bemÃ¤ngelt werden, so betrifft dies
eine Frage der inhaltlichen Richtigkeit und SchlÃ¼ssigkeit des Gutachtens, die nicht
Gegenstand eines Ablehnungsverfahrens sind. Die von der Gutachterin Frau Dr. W
â�¦ durchgefÃ¼hrten Testungen sowie der FPI-R-Auswertungsbogen nebst Frage-
stellungen zum Befinden des KlÃ¤gers (vgl. Bl. 94 ff. d. Gerichtsakte) wurden dem
Gutachten von Frau Dr. W â�¦ beigefÃ¼gt. Ã�ber das Ablehnungsgesuch des
KlÃ¤gers war nicht obligatorisch in einem gesonderten Beschluss zu entscheiden,
da nach Â§ 172 Abs. 2 SGG in der ab 25.10.2013 geltenden Fassung eine
diesbezÃ¼gliche Entscheidung unanfechtbar ist. Das Gutachten von Frau Dr. W â�¦
nach Untersuchung des KlÃ¤gers am 22.04.2014 sowie deren ergÃ¤nzende
Stellungnahme nach Vorliegen des Gutachtens von DM E â�¦ erachtet das Gericht
fÃ¼r schlÃ¼ssig, nachvollziehbar und Ã¼berzeugend. Nach Begutachtung des
KlÃ¤gers am 22.04.2014 hat Frau Dr. W â�¦ folgende Diagnosen gestellt: â�� Angst
und depressive StÃ¶rung (gemischt) â�� narzisstische PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen
â�� somatoforme StÃ¶rung mit Hypertonie sowie funktionellen Magen- und
RÃ¼cken-beschwerden â�� Restlesslegs-Syndrom â�� Polyneuropathie beider
Beine â�� SchulterfunktionsstÃ¶rung rechts â�� Adipositas.

Unter Beachtung der festgestellten funktionellen EinschrÃ¤nkungen nebst testpsy-
chologischer Untersuchung schÃ¤tzt die Gutachterin nachvollziehbar ein, dass der
KlÃ¤ger auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch kÃ¶rperlich leichte bzw. mittel-
schwere Arbeiten Ã¼berwiegend im Stehen bzw. Gehen und stÃ¤ndig im Sitzen mit
der MÃ¶glichkeit des Haltungswechsels unter BerÃ¼cksichtigung qualitativer Ein-
schrÃ¤nkungen mindestens 6 Stunden tÃ¤glich verrichten kann. So ist nach den
Leit-linien der sozialmedizinischen Begutachtung insbesondere bei psychischen Er-
krankungen zu berÃ¼cksichtigen, inwieweit die Erkrankung den Alltag sowie die so-
ziale Partizipation einschrÃ¤nkt. Unter Beachtung der Untersuchungsergebnisse des
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KlÃ¤gers sowie der vom KlÃ¤ger geschilderten Alltagsgestaltung im Rahmen der
Begutachtung bei Frau Dr. W â�¦ liegt beim KlÃ¤ger keine Erkrankung vor, die
dessen Lebensplanung vollends Ã¼bernommen hat und zu massiven
EinschrÃ¤nkungen des Alltags fÃ¼hrt. Aus der am 22.04.2014 geschilderten
Alltagsgestaltung geht hervor, dass der KlÃ¤ger mehrfach tÃ¤glich mit seinem
damals 12 Â½ jÃ¤hrigen Hund hin-ausgeht und dort jeweils Â½ bis 1 Stunde
unterwegs ist. Er schilderte darÃ¼ber hinaus, dass er vorrangig fÃ¼r das 2000 mÂ²
groÃ�e GrundstÃ¼ck verantwortlich ist. Mit seinem Pkw fahre er im Umkreis von ca.
10 km. Im Rahmen des psychischen Befundes bot der KlÃ¤ger bei der Untersuchung
durch Frau Dr. W â�¦ eine leicht gedrÃ¼ckte Stimmung, war jedoch im GesprÃ¤ch
gut auflockerbar. Im Kontakt wirkte er nicht mittel- oder schwergradig depressiv
und konnte sich auch relativ lebhaft Ã¤uÃ�ern. Er wirkte affektiv
schwingungsfÃ¤hig, wenn auch in der ModulationsfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt.
Aktuell fand Frau Dr. W â�¦ keinen Hinweis auf eine ernstzuneh-mende Suizidabsicht
oder Suizidtendenzen, wenngleich der KlÃ¤ger schilderte, manchmal
Suizidgedanken zu haben. Psychomotorisch wirkte er ruhig. Die soziale
KontaktfÃ¤higkeit war im Rahmen der Begutachtung bei Frau Dr. W â�¦ gegeben,
wenngleich der KlÃ¤ger RÃ¼ckzugs-tendenzen beschrieb. Ich- und Wahrnehmungs-
stÃ¶rungen konnten nicht exploriert werden. Psychopathologische Symptome des
formalen Gedankenganges und des Gedankeninhaltes waren nicht zu eruieren. In
der Gutachtenssituation zeigte sich kein Nachlassen der Aufmerksamkeit. Die
Sprachproduktion lieÃ� ebenso keine Besonderheiten erkennen und das Ã¤uÃ�ere
Erscheinungsbild war gepflegt. Die medizinisch-technischen Befunde erbrachten
zusammenfassend ein EEG ohne pathologischen Befund. Im 15-Zeichen-Test re-
produzierte der KlÃ¤ger alle Zeichen exakt. Der Kurztest fÃ¼r allgemeine
BasisgrÃ¶Ã�en der Informationsverarbeitung (KAI) erbrachte einen
unterdurchschnittlichen IQ von 75 als Hinweis auf die aktuelle Intelligenzfunktion.
Rentenrelevante Ein-schrÃ¤nkungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. Im SKT als
Kurztest zur Erfas-sung von GedÃ¤chtnis- und Aufmerksamkeits-stÃ¶rungen
erreichte der KlÃ¤ger eine Gesamtpunktzahl von 13, was einer leichten
BeeintrÃ¤chtigung entspricht. Im d 2-Test stellte Frau Dr. W â�¦ eine
unterdurchschnittliche Konzentrationsleistung fest.

Zusammenfassend zeigte sich bei der Untersuchung durch Frau Dr. W â�¦ ein pri-
mÃ¤r bildungsabhÃ¤ngiges intellektuelles Niveau im unteren Grenzbereich, was al-
lerdings nicht mit dem schulischen Werdegang und dem Eindruck wÃ¤hrend der
Exploration in Einklang zu bringen war. Auch den PersÃ¶nlichkeitstest FPI-R zur
SelbsteinschÃ¤tzung des Befindens bzw. der PersÃ¶nlichkeit (Bl. 19 d. Gutachtens
von Frau Dr. W â�¦, Bl. 74, 94 d. Gerichtsakte) sowie die Zung-Depressionsskala als
SelbsteinschÃ¤tzungstest zur Erfassung depressiver Symptome, lieÃ� die
Gutachterin Frau Dr. W â�¦ nach Objektivierung in ihre LeistungseinschÃ¤tzung
einflieÃ�en. Letztlich hat die Gutachterin Frau Dr. W â�¦ schlÃ¼ssig unter
BerÃ¼cksichtigung des AusmaÃ�es der psychischen Erkrankung Ã¼berzeugend
eingeschÃ¤tzt, dass diese nicht so schwerwiegend ausgeprÃ¤gt ist, dass sie den
Lebenslauf und die Le-bensplanung des KlÃ¤gers soweit Ã¼bernommen hat, dass
eine Ã�berwindbarkeit â�� willentlich und/oder durch Therapie â�� nicht mehr
mÃ¶glich erscheint und trotz The-rapierung eine aus-geprÃ¤gte EinschrÃ¤nkung
sowohl im Alltagsleben als auch in der sozialen Partizipation nachweisbar sind.
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Unter BerÃ¼cksichtigung der von der Gut-achterin Frau Dr. W â�¦ erhobenen
psychischen Befunde, der vorab erhobenen fachspezifischen Befunde und der im
Gutachten von Frau Dr. W â�¦ geschilderten AlltagsaktivitÃ¤ten des KlÃ¤gers hat die
Erkrankung des KlÃ¤gers nicht dessen Le-bensplanung vÃ¶llig Ã¼bernommen. Es
ergeben sich insoweit qualitative EinschrÃ¤n-kungen, die jedoch nicht den Einsatz
fÃ¼r sÃ¤mtliche TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes ausschlieÃ�en.
Dieser EinschÃ¤tzung steht nicht die in der ergÃ¤nzenden neurologisch-
psychiatrischen Stellungnahme von DM E â�¦ beschriebenen sensiblen Polyneuro-
pathie mit ParÃ¤sthesien beider FÃ¼Ã�e nach Messung der afferenten Bahnen der
un-teren ExtremitÃ¤ten vom 13.01.2015 entgegen. So hat Frau Dr. W â�¦ in ihrer
ergÃ¤n-zenden Stellungnahme vom 18.10.2014 ausgefÃ¼hrt, dass sich im Rahmen
ihrer Begutachtung noch keine Hinweise auf eine Polyneuropathie fanden. Die
Reflexe waren auch im Beinbereich lebhaft auslÃ¶sbar und der KlÃ¤ger gab keine
Sensibili-tÃ¤tsstÃ¶rungen an bei ungestÃ¶rter TiefensensibilitÃ¤t. Selbst bei der
Annahme einer einlaufenden Polyneuropathie in Form einer sensiblen
Polyneuropathie ist jedoch unter BerÃ¼cksichtigung des objektivierbaren Befundes
und des AusmaÃ�es der festgestellten funktionellen EinschrÃ¤nkungen nicht von
einer rentenrelevanten quantitativen LeistungseinschrÃ¤nkung, sondern vielmehr
allenfalls von einer quali-tativen EinschrÃ¤nkung auszugehen (vgl. zur sensiblen
Polyneuropathie, Deutsche Rentenversicherung, sozialmedizinische Begutachtung
fÃ¼r die gesetzliche Renten-versicherung, 7. Aufl., S. 515 f.). So ergeben sich aus
Polyneuropathien im Regel-fall qualitative EinschrÃ¤nkungen in der Form, als
Arbeiten mit erhÃ¶hter Verlet-zungsgefahr, das Bedienen von Bau-gerÃ¤ten,
TÃ¤tigkeiten auf dem Bau mit unebe-nem Grund, in KÃ¤lte und NÃ¤sse vermieden
werden sollten. Der KlÃ¤ger kann den Nachweis des Bestehens einer
Erwerbsminderung nicht durch das Gutachten von DM E â�¦ nach Â§ 109 SGG
fÃ¼hren. Der Gutachter nach Â§ 109 SGG, DM E â�¦, der gleichzeitig auch
behandelnder Arzt des KlÃ¤gers ist, be-schreibt sein neurologisch-psychiatrisches
Fachgutachten selbst als "sogenanntes GefÃ¤lligkeitsgutachten" (vgl. S. 1 d.
Gutachtens von DM E â�¦ vom 07.08.2014, Bl. 116 d. Gerichtsakte). Das Gutachten
von DM E â�¦ enthÃ¤lt nicht das fÃ¼r die Ein-schÃ¤tzung der Schwere einer
psychischen Erkrankung erforderliche Kriterium, in-wieweit eine psychische
Erkrankung von derartigem AusmaÃ� besteht, dass die Lebensplanung vÃ¶llig
Ã¼bernommen wird und eine schwerwiegende EinschrÃ¤nkung der
Alltagsgestaltung und sozialen Partizipation gegeben ist. Das Gutachten bein-haltet
im Rahmen der Anamnese keine Schilderung zur Alltagsgestaltung. Vielmehr beruht
die Leistungsbeurteilung in weiten Teilen auf FragebÃ¶gen zur Selbst-
einschÃ¤tzung, die nicht ohne vorangegangene Objektivierung einer
gutachterlichen LeistungseinschÃ¤tzung zugrunde gelegt werden kÃ¶nnen. Das
Gutachten von DM E â�¦ ist darÃ¼ber hinaus insoweit nicht nachzuvollziehen, als es
einerseits von einem akut psychiatrischen Behandlungsfall beim KlÃ¤ger spricht,
andererseits von einem Dauerschaden ausgeht. Es ist zudem unter
BerÃ¼cksichtigung der ergÃ¤nzenden Stellungnahme von Frau Dr. W â�¦ vom
18.10.2014 widersprÃ¼chlich, wenn einerseits durch DM E â�¦ die Diagnose "Angst
und depressive StÃ¶rung gemischt" gestellt wird, bei der keine von beiden
StÃ¶rungen eindeutig vorherrscht und keine fÃ¼r sich genommen eine
eigenstÃ¤ndige Diagnose rechtfertigt. Unter BerÃ¼cksichtigung der objektiven
Befundlage ist darÃ¼ber hinaus die EinschÃ¤tzung von DM E â�¦ nicht schlÃ¼ssig,
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der KlÃ¤ger kÃ¶nne derzeit maximal eine Gehstrecke von 350 m in 15 Minuten
zurÃ¼cklegen. Bei dem Versuch, 500 m innerhalb von 20 Minuten zu-
rÃ¼ckzulegen, seien beim KlÃ¤ger Herzrasen und Schwitzen gegeben. Diese Ein-
schÃ¤tzung wird nicht durch die objektivierbare Befundlage hinterlegt, zumal der
KlÃ¤ger im Rahmen der Begutachtung bei Frau Dr. W â�¦ zur Alltagsgestaltung an-
gab, mehrfach am Tag jeweils Â½ bis 1 Stunde drauÃ�en unterwegs zu sein und in
dem Ã¼ber 2000 mÂ² groÃ�en GrundstÃ¼ck Rasen zu mÃ¤hen. Insoweit lÃ¤sst die
objekti-vierbare Befundlage die EinschrÃ¤nkung einer GehfÃ¤higkeit unter das
gesetzliche MaÃ� von 4 x 500 m in jeweils 20 Minuten nicht zu, zumal eine
eingeschrÃ¤nkte GehfÃ¤higkeit wegen der Kompensation durch die
NutzungsmÃ¶glichkeit eines Pkws nicht zu einer WegeunfÃ¤higkeit im
rentenrechtlichen Sinne fÃ¼hrt. Der KlÃ¤ger hat in seinem Anamnesebogen im
gerichtlichen Verfahren vom 28.08.2013 angegeben, im Besitz eines
FÃ¼hrerscheines und eines Personenkraftwagens zu sein, wobei die MÃ¶glichkeit
besteht, diesen zu nutzen. Da der KlÃ¤ger nach den Ã¼berzeugenden
Feststellungen der gerichtlich bestellten Gutachterin Frau Dr. W â�¦ noch
mindestens 6 Stunden tÃ¤glich einer Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
nachgehen kann, scheidet auch eine teilweise Er-werbsminderung im Sinne des Â§
43 Abs. 1 SGB VI aus. Die GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit nach Â§ 240 Abs. 1 SGB VI kommt bereits
deshalb nicht in Betracht, weil der KlÃ¤ger nicht vor dem 02.01.1961 geboren ist."

Gegen den am 23.3.2015 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich die am
15.4.2015 zum SÃ¤chsischen Landessozialgericht eingelegte Berufung des
KlÃ¤gers. Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts und der Beklagten sei es dem
KlÃ¤ger nicht mehr mÃ¶glich, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich einer ErwerbstÃ¤tigkeit
nachzugehen. Der KlÃ¤ger wiederholt seinen Antrag, die SachverstÃ¤ndige Dr. W
â�¦ wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen. Soweit das Sozialgericht
ausfÃ¼hre, dass es im Beurteilungsspielraum der SachverstÃ¤ndigen liege, eine
Fremdanamnese durch Befragen einer dritten Person bzw. deren Anwesenheit zuzu-
lassen, kÃ¶nne diesem nicht gefolgt werden. Gleiches gelte fÃ¼r die Behauptung,
dass die Nichtzulassung der LebensgefÃ¤hrtin des KlÃ¤gers als Begleitperson nicht
gegen das Pro-zessrecht verstoÃ�e. GrundsÃ¤tzlich handele es sich bei der
Begutachtung um eine Form der Beweisaufnahme, bei der die Ã�ffentlichkeit
regelmÃ¤Ã�ig zuzulassen sei. Vorliegend seien keine Gesichtspunkte ersichtlich, die
die Gefahr begrÃ¼nden wÃ¼rden, dass bei einer Zulassung der LebensgefÃ¤hrtin
des KlÃ¤gers dieser das GesprÃ¤ch mit der SachverstÃ¤ndi-gen W â�¦ anders
gefÃ¼hrt hÃ¤tte, als dies der Fall gewesen sei. SchlieÃ�lich gelte es den Grundsatz
des Anspruchs auf ein faires Verfahren und des rechtlichen GehÃ¶rs zu beach-ten.
Es sei daher nicht nachzuvollziehen, warum sich die SachverstÃ¤ndige Dr. W â�¦
nicht im Wege der Fremdanamnese der anwesenden Frau V â�¦ "bedient" und sie
ergÃ¤nzend zur Lebenssituation des KlÃ¤gers befragt habe. Dass das Sozialgericht
im Ã�brigen keine weiteren Ermittlungen in Form der Ladung der Gutachter
vorgenommen habe und dies damit begrÃ¼nde, dass Ermittlungen "ins Blaue
hinein" nicht erforderlich seien, sei als Er-messensfehlgebrauch zu werten. Aufgrund
der widersprÃ¼chlichen Aussagen der Sachver-stÃ¤ndigen Dr. W â�¦ und Dipl.-Med.
E â�¦ wÃ¤re es aus Sicht des KlÃ¤gers erforderlich gewe-sen, beide Gutachter
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zwecks ErlÃ¤uterung ihrer Gutachten persÃ¶nlich zu laden. Soweit das Sozialgericht
ferner ausfÃ¼hre, dass der klÃ¤gerische Vorhalt, der Ehemann der Sachver-
stÃ¤ndigen Dr. W â�¦ sei gleichfalls Musiker, weswegen eine Besorgnis der
Befangenheit gegeben wÃ¤re, nicht greife, kÃ¶nne dem nicht gefolgt werden. Aus
Sicht des KlÃ¤gers, der Musiker war und diese TÃ¤tigkeit krankheitsbedingt
aufgeben musste, kÃ¶nne sehr wohl die Besorgnis der Befangenheit bestehen,
wenn er in Erfahrung bringe, dass der Ehemann der SachverstÃ¤ndigen ebenfalls
den Beruf eines Musikers ausÃ¼be. DarÃ¼ber hinaus habe das Sozialgericht
Ermittlungen zu den weiteren Erkrankungen des KlÃ¤gers nicht durchgefÃ¼hrt.
Insbesondere sei kein pulmologisches SachverstÃ¤ndigengutachten eingeholt
worden, obwohl dies wegen der klÃ¤gerischen COPD-Erkrankung dritten Grades
erforderlich gewesen wÃ¤re. Die COPD-Erkrankung sei fÃ¼r den KlÃ¤ger mit
erheblichen und schleichen-den Einschnitten im Alltagsleben verbunden. Eine
schrittweise Einstellung sportlicher und kÃ¶rperlicher AktivitÃ¤ten sei die Folge
gewesen. Die kÃ¶rperliche LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers habe sich bereits
derart reduziert, dass es zu AtemnotzustÃ¤nden bei einfachem Treppensteigen
komme. Mit der Atemnot und Herzrasen bestÃ¼nden beim KlÃ¤ger zusÃ¤tzli-che
FunktionseinschrÃ¤nkungen auf kardiologischem und pulmologischem Fachgebiet.
Der KlÃ¤ger leide daneben an einer Depression schwersten Grades und
AngstzustÃ¤nden, wel-che nicht nur eine VerkÃ¼rzung der Lebenserwartung,
sondern auch eine erhebliche Min-derung der LebensqualitÃ¤t mit sich brÃ¤chten.
FreizeitaktivitÃ¤ten und TÃ¤tigkeiten im Haus-halt seien praktisch komplett
eingestellt worden.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Chemnitz vom 13.3.2015 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 15.02.2013 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 6.6.2013 zu verurteilen, ihm eine Rente wegen voller
Erwerbsminderung, hilfsweise eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung nebst
Zinsen gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB I zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat Befundberichte von Dr. G â�¦, Facharzt fÃ¼r Innere Medizin /
Kardiologie, vom 12.2.2016, von Dr. S â�¦, Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die /
Unfallchirurgie, vom 18.2.2016, von Dr. T â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r Augenheilkunde,
vom 24.2.2016 (Eingang bei Gericht), von Dr. C â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin, vom 25.2.2016 (Eingang bei Gericht), von Dr. H â�¦, Facharzt
fÃ¼r Innere Medizin, vom 8.3.2016 (Eingang bei Gericht) und von Dipl.-Med. E â�¦,
Facharzt fÃ¼r Neurologie / Psychiatrie / Chirotherapie, vom 15.3.2016 eingeholt.
Der Senat hat des Weiteren das psychiatrische Gutachten nebst
testpsychologischem Zusatzgutachten von Dr. I., Chefarzt der Klinik fÃ¼r
Psychiatrie des Helios R â�¦, Facharzt fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie und
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psychosomatische Medizin, vom 5.12.2016 beigezo-gen. In dem auf einer
psychiatrischen Exploration vom 19.9.2016 beruhenden Gutachten hat der
SachverstÃ¤ndige die Diagnosen "rezidivierende depressive StÃ¶rung,
gegenwÃ¤rtig leichte depressive Episode, anhaltende somatoforme
SchmerzstÃ¶rung und kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung" gestellt und in der
Leistungsbeurteilung angegeben, dass der KlÃ¤ger trotz seiner
GesundheitsstÃ¶rungen noch Ã¼ber ein LeistungsvermÃ¶gen von sechs Stunden
und mehr fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten unter den Ã¼blichen Bedingungen
eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter Beachtung
weiterer FunktionseinschrÃ¤nkungen verfÃ¼ge. Auf Anregung des
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers hat der Senat eine ergÃ¤nzende
Stellungnahme des auf Antrag des KlÃ¤gers in erster Instanz gehÃ¶rten Dipl.-Med. E
â�¦, Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, vom 12.5.2017 zum Gutachten von
Dr. I â�¦ ein-geholt, in der Dipl.-Med. E â�¦ seine Leistungsbeurteilung verteidigt hat.
Zu dieser Stel-lungnahme hat der Senat eine ergÃ¤nzende Stellungnahme des
SachverstÃ¤ndigen Dr. I. vom 26.6.2017 eingeholt. Mit Schreiben vom 8.8.2017 hat
der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers erneut Einwen-dungen gegen das
Gutachten von Dr. I â�¦ geltend gemacht und einen Bescheid der Kran-kenkasse Y
â�¦, Pflegekasse, vom 13.6.2017 zugesandt, mit dem dem KlÃ¤ger ab dem 1.4.2017
Pflegegeld nach einem Pflegegrad 3 bewilligt wurde. Dem Schreiben war ein
Gutachten zur Feststellung der PflegebedÃ¼rftigkeit gemÃ¤Ã� SGB XI vom
7.6.2017 von der SachverstÃ¤ndigen Q â�¦ beigegeben (gewichteter Punktwert
hinsichtlich der kognitiven und kommunikativen FÃ¤higkeiten sowie der
Verhaltensweisen und psychischen Problemlagen von 15,00, der Selbstversorgung
von 20,00, der BewÃ¤ltigung von selbststÃ¤ndigem Umfang von krankheits- und
therapiebedingten Anforderungen von 5,00 und der Gestaltung des Alltagslebens
und der sozialen Kontakte von 7,50, mithin eine Summe der gewichteten Punkte
von 47,50 Punkte). Zu den Einwenden des ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers
und den weiteren Unterlagen hat der Senat erneut eine ergÃ¤nzende
Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen Dr. I. vom 30.10.2017 eingeholt, in der der
SachverstÃ¤ndige keine Ã�nderung seiner Leistungs-einschÃ¤tzung vorgenommen
hat. Zur Ermittlung des Sachverhalts hat der Senat ferner das fachinternistisch-
pulmologische Gutachten von Dr. J., Facharzt fÃ¼r Innere Medizin, Kardiologie,
Intensivmedizin, vom 15.8.2018 eingeholt. In dem auf einer Untersuchung des
KlÃ¤gers vom 12.6.2018 beru-henden Gutachten hat der SachverstÃ¤ndige die
Diagnosen "arterielle Bluthochdrucker-krankung, bis MÃ¤rz 2017 ausgeprÃ¤gter
Nikotinabusus, Adipositas, HyperlipoproteinÃ¤mie, COPD, 2015 Erstdiagnostiziert,
depressive StÃ¶rung, AngststÃ¶rung sowie somatoforme SchmerzstÃ¶rung,
kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung, soziale Phobie mit RÃ¼ckzugsten-denzen,
Restless-Legs-Syndrom und chronisches LWS-Syndrom" gestellt und im Ergebnis
angegeben, dass von den internistischen Erkrankungen her der KlÃ¤ger leichte
TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, wie etwa die TÃ¤tigkeiten als
Mitarbeiter Poststelle, PfÃ¶rtner in VerwaltungsgebÃ¤uden und Verpacker von
Kleinteilen, mehr als sechs Stunden tÃ¤glich verrichten kÃ¶nne.

Mit Schreiben vom 24.10.2018 hat die Beklagte dem Senat unter anderem
mitgeteilt, dass im Versicherungskonto des KlÃ¤gers lediglich rentenrechtliche
Zeiten bis zum 26.6.2013 dokumentiert seien, weswegen die
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versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente wegen
Erwerbsminderung nur bei Eintritt eines Leistungsfalls bis spÃ¤testens 31.7.2015
erfÃ¼llt wÃ¤ren. Die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen kÃ¶nnten auch
nicht Ã¼ber die Sonderregelung des Â§ 241 Abs. 2 SGB VI erfÃ¼llt werden, da
bereits vor dem 1.1.1984 die allgemeine Wartezeit nicht erfÃ¼llt gewesen sei. Dem
Schreiben war ein Ver-sicherungsverlauf vom 24.10.2018 beigefÃ¼gt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf den Inhalt der
Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen sowie der VerwaltungsvorgÃ¤nge, die
vorlagen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch
nicht be-grÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Der
Bescheid vom 15.2.2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 6.6.2013 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und ver-letzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten (Â§ 54 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz [SGG]). Der KlÃ¤ger hat gegenÃ¼ber der Beklagten keinen
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller oder teilweiser
Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB VI in der ab 1.1.2001 geltenden Fassung
des Gesetzes zur Reform der Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit vom
20.12.2000 (BGBl. I, S. 1827).

Der Anspruch richtet sich nach Â§ 43 SGB VI. Bei Vorliegen der
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen (Abs. 1 Satz 1 bzw. Abs. 2 Satz 1, jeweils
Nr. 2 und 3) haben Versicherte Anspruch auf Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung, wenn sie teilweise erwerbs-gemindert sind (Abs. 1 Satz 1 Nr. 1),
bzw. auf Rente wegen voller Erwerbsminderung, wenn sie voll erwerbsgemindert
sind (Abs. 2 Satz 1 Nr. 1). Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er-stande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Abs. 1 Satz 2). Voll erwerbsgemindert sind
Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit
auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Abs. 2 Satz
2). Erwerbsgemindert ist hingegen nicht, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig
sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Abs.
3). Einen Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung hat auch, wer auf
nicht absehbarer Zeit auÃ�erstande ist, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein, wenn er keine Teilzeitstelle inne hat und der allgemeine Arbeitsmarkt
verschlossen ist (vgl. BSG, Urteil vom 19.10.2011, B 13 R 78/09 R, SozR 4-2600 Â§
43 Nr. 16).

1. Ab dem 1.8.2015 sind im Fall des KlÃ¤gers die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen voller bzw. teilweiser Er-werbsminderung (vgl. Â§ 43 Abs. 1 Nr. 2 bzw. Abs. 2
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Nr. 2 SGB VI) nicht mehr erfÃ¼llt. Ent-sprechend der Auskunft der Beklagten vom
24.10.2018 mÃ¼sste ein Leistungsfall bis spÃ¤-testens zum 31.7.2015 eingetreten
sein. Mit dem bezeichneten Schreiben hat die Beklagte dem Senat unter anderem
mitgeteilt, dass im Versicherungskonto des KlÃ¤gers lediglich rentenrechtliche
Zeiten bis zum 26.6.2013 dokumentiert sind, weswegen die versiche-
rungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente wegen Erwerbsminderung nur
bei Eintritt eines Leistungsfalls bis spÃ¤testens 31.7.2015 erfÃ¼llt wÃ¤ren. Die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen kÃ¶nnen auch nicht Ã¼ber die
Sonderregelung des Â§ 241 Abs. 2 SGB VI erfÃ¼llt werden, da bereits vor dem
1.1.1984 die allgemeine Wartezeit nicht erfÃ¼llt gewesen ist. Dem Schreiben war
ein Versicherungsverlauf vom 24.10.2018 beigefÃ¼gt, nachdem auch nach
Auffassung des Senats die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller bzw. teilweiser Erwerbs-minderung
nur dann erfÃ¼llt wÃ¤ren, wenn beim KlÃ¤ger volle bzw. teilweise Erwerbsminde-
rung bis zum 31.7.2015 eingetreten ist. Dies ist der spÃ¤teste Zeitpunkt, zu dem in
den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung, also vom 31.7.2010 bis
30.7.2015, ausreichend PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder
TÃ¤tigkeit entrichtet worden sind.

2. Von einem Eintritt des Leistungsfalls zu einem Zeitpunkt bis zum 31.7.2015 ist
der Senat aber nicht mit der notwendigen, an Sicherheit grenzenden
Wahrscheinlichkeit Ã¼ber-zeugt. Im vorliegenden Fall ist eine Erwerbsminderung
des KlÃ¤gers im Sinne der genann-ten Vorschriften bis zum 31.7.2015 nicht
gegeben, da er mit seinem verbliebenen Rest-leistungsvermÃ¶gen â�� wenn auch
mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen â�� noch bis zum 31.7.2015 in der Lage war,
zumindest kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten arbeitstÃ¤glich fÃ¼r min-destens sechs
Stunden zu verrichten, er also in diesem zeitlichen Umfang unter den Ã¼bli-chen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig sein konnte (Â§ 43
Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Halbs. 1 SGB VI). Dies ergibt sich aus den vom Sozialgericht
und vom Senat eingeholten SachverstÃ¤ndi-gengutachten, namentlich dem
psychiatrischen Gutachten von Dr. W â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie, vom 24.4.2014, dem psychiatrischen Gutachten nebst test-
psychologischem Zusatzgutachten von Dr. I â�¦, Chefarzt der Klinik fÃ¼r Psychiatrie
des He-lios R â�¦, Facharzt fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie und psychosomatische
Medizin, vom 5.12.2016 und dem fachinternistisch-pulmologischen Gutachten von
Dr. J â�¦, Facharzt fÃ¼r Innere Medizin, Kardiologie, Intensivmedizin, vom
15.8.2018. Die ausfÃ¼hrlichen Gutachten, die Ã¼bereinstimmend zumindest eine
leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt fÃ¼r den KlÃ¤ger
fÃ¼r vollwertig verrichtbar erachten, setzen sich eingehend, mit objektiv erhobenen
Befunden untermauert, mit den GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers
auseinander, beziehen alle vorliegenden und im Verfahren beigezogenen
Krankenunterlagen, Befundberichte sowie bisherigen Gutachten ein und gelangen
nachvollziehbar zu der getroffenen LeistungseinschÃ¤tzung:

a) Die SachverstÃ¤ndige Dr. W â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie,
hat in ihrem auf einer Untersuchung des KlÃ¤gers vom 22.4.2014 beruhenden
psychiatrischen Gutachten vom 24.4.2014 unter Angabe der Diagnosen "Angst- und
depressive StÃ¶rung gemischt, bei PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung mit
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narzisstischen ZÃ¼gen, Restless-Legs-Syndrom, wechselhaft auftretendes
Schmerzsyndrom im Bereich der WirbelsÃ¤ule ohne neurologisches Defizit,
Bluthochdruck und Adipositas" eine ausfÃ¼hrliche Befundlage ge-schildert und
zusammenfassend festgestellt, dass aus neurologischer Sicht die fachge-
bietsbezogenen GesundheitsstÃ¶rungen zu qualitativen, nicht aber zu quantitativen
Ein-schrÃ¤nkungen fÃ¼hren. Auf psychiatrischem Gebiet liegt beim KlÃ¤ger
zuvÃ¶rderst eine Angst- und depressive StÃ¶rung gemischt mit einer leichten
depressiven Symptomatik und einer Neigung zu psychosomatischen
Reaktionsmechanismen (Magen-Darm-Be-schwerden, Probleme mit den Augen und
Schmerzen) bei PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung mit narzisstischen ZÃ¼gen vor. In
der Gutachtenssituation haben sich keine Hinweise auf EinschrÃ¤nkungen der
geistigen LeistungsfÃ¤higkeit gezeigt. Nach Ansicht der Sachver-stÃ¤ndigen hat
sich der KlÃ¤ger mit seinen Beschwerden im Laufe der Jahre mehr oder we-niger
arrangiert. Eine TÃ¤tigkeit als Musiker sei fÃ¼r ihn nicht mehr vorstellbar, was die
SachverstÃ¤ndige in Anbetracht der psychischen GesundheitsstÃ¶rungen auch
nachvollzie-hen konnte. Die beim KlÃ¤ger vorliegende psychische Erkrankung ist
aber nicht so schwerwiegend ausgeprÃ¤gt, dass sie den Lebenslauf und die
Lebensplanung soweit Ã¼bernommen hat und dass eine Ã�berwindbarkeit â��
willentlich und/oder durch Therapie â�� nicht mehr mÃ¶glich erscheint.
AusgeprÃ¤gte EinschrÃ¤nkungen sowohl im Alltagsleben, als auch in der sozialen
Partizipation sind beim KlÃ¤ger nicht nachweisbar gewesen. Es resul-tieren daher
zwar zweifelsfrei qualitative EinschrÃ¤nkungen bei einem Einsatz auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt, unter Beachtung des Leistungsbildes sind aber keine
quantita-tiven LeistungseinschrÃ¤nkungen nachzuvollziehen. Trotz seiner
GesundheitsstÃ¶rungen ist der KlÃ¤ger nach Dr. W â�¦ noch in der Lage gewesen,
kÃ¶rperlich leichte und mittelschwere TÃ¤tigkeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu
verrichten. Der KlÃ¤ger konnte ohne unzumutbare Schmerzen und ohne
GefÃ¤hrdung seiner Gesundheit auch die TÃ¤tigkeiten eines PfÃ¶rtners, eines
PfÃ¶rtners in VerwaltungsgebÃ¤uden, eines Mitarbeiters Poststelle und Kontroll-
und SortiertÃ¤tigkeiten in der Kunststoff- und Metallindustrie mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben. Die Notwendigkeit der Einhaltung lÃ¤ngerer oder nicht
Ã¼blicher Arbeitspausen hat nicht bestanden. Zu vermeiden hat der KlÃ¤ger das
Heben und Tragen schwerer Lasten, hÃ¤ufiges BÃ¼cken und TÃ¤tigkeiten
verbunden mit KÃ¶rperzwangshaltungen, TÃ¤tigkeiten im Akkord bzw. unter hohem
Zeitdruck, TÃ¤tigkeiten mit hohen bzw. anhaltenden Anforderungen an das
Konzentrations- und Reaktionsver-mÃ¶gen sowie das Anpassungs- und
UmstellungsvermÃ¶gen und TÃ¤tigkeiten, verbunden mit hÃ¤ufig wechselnden
Arbeitszeiten sowie Nachtarbeit. Die SachverstÃ¤ndige hat angegeben, dass sich
die KonzentrationsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers als deutlich unterdurchschnittlich
darstellt, das technische VerstÃ¤ndnis gut ist, die Reaktions- und
Ã�bersichtsfÃ¤higkeit sowie die Ausdauer und das besondere
Verantwortungsbewusstsein durchschnittlichen Anforderungen genÃ¼gt und die
Anpassung und geistige Beweglichkeit aufgrund der psy-chiatrischen
GesundheitsstÃ¶rungen beeintrÃ¤chtigt sind, was zusammen betrachtet zu qua-
litativen LeistungseinschrÃ¤nkungen, nicht aber zu quantitativen EinbuÃ�en fÃ¼hrt.
Die SachverstÃ¤ndige hat angegeben, dass das beschriebene Leistungsbild ihrer
Ansicht nach seit Antragstellung im Januar 2013 besteht. In Anbetracht des Verlaufs
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mit zuneh-mender beruflicher Unzufriedenheit ab 2006 und inzwischen deutlich
bestehenden Exis-tenzÃ¤ngsten geht sie davon aus, dass sich der
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers in ab-sehbarer Zeit nicht wesentlich bessern wird.
Angezeigt seien die Aufnahme einer ambu-lanten Psychotherapie sowie die
Optimierung der psychiatrischen Behandlung. Der KlÃ¤ger ist wegefÃ¤hig und kann
viermal tÃ¤glich eine Wegstrecke von mehr als 500 Me-tern in weniger als 20
Minuten ohne Ã¼bermÃ¤Ã�ige Anstrengung zu FuÃ� zurÃ¼cklegen. Er kann auch
ein Ã¶ffentliches Verkehrsmittel benutzen und ist in der Lage, ein Kraftfahrzeug zu
fÃ¼hren.

b) Dieses von der SachverstÃ¤ndigen Dr. W â�¦ aufgezeichnete Leistungsbild des
KlÃ¤-gers hat auch der vom Senat gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige Dr. I â�¦, Chefarzt
der Klinik fÃ¼r Psy-chiatrie des Helios R â�¦, Facharzt fÃ¼r Psychiatrie,
Psychotherapie und psychosomatische Medizin, in seinem psychiatrischen
Gutachten nebst testpsychologischem Zusatzgutach-ten vom 5.12.2016 bestÃ¤tigt.
In dem auf einer psychiatrischen Exploration vom 19.9.2016 beruhenden Gutachten
hat der SachverstÃ¤ndige die Diagnosen "rezidivierende depressive StÃ¶rung,
gegenwÃ¤rtig leichte depressive Episode, anhaltende somatoforme Schmerz-
stÃ¶rung und kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung" gestellt, eine ausfÃ¼hrliche
Befundlage aufgezeichnet und angegeben, dass der KlÃ¤ger bei den psychosozialen
Kriterien Auf-merksamkeit, Konzentration und GedÃ¤chtnisleistung, kognitive
FlexibilitÃ¤t und emotionale SchwingungsfÃ¤higkeit klinisch keine
EinschrÃ¤nkungen gezeigt hat. Beim KlÃ¤ger liegen mÃ¤Ã�ige Symptome und
Schwierigkeiten bezÃ¼glich der sozialen und beruflichen Leistungs-fÃ¤higkeit vor.
Die Organisation der LebensfÃ¼hrung offenbart aber noch viele positive An-sÃ¤tze
und Ressourcen, die sich auch nach eigenen Angaben des KlÃ¤gers in den letzten
Jahren nicht weiter verschlechtert haben. Bei den Handlungsmerkmalen hat der
KlÃ¤ger ein breites Handlungs- und AktivitÃ¤tsspektrum, einschlieÃ�lich
ZuverlÃ¤ssigkeit und Hand-lungskompetenz sowie Interaktions- und
Kommunikationstendenz ohne wesentliche Ein-schrÃ¤nkungen gezeigt. Der
SachverstÃ¤ndige hat eine subdepressiv ausgelenkte Stim-mungslage bei
normalem Antrieb festgestellt. Es hat sich eine intermittierend leichte
psychomotorische Unruhe gezeigt, wobei SchwingungsfÃ¤higkeit gegeben gewesen
ist. Es bestehen ein seit mehreren Jahren Antriebs- und Interessenverlust und eine
passager erhÃ¶hte GrÃ¼belneigung. Die GedankengÃ¤nge des KlÃ¤gers sind zur
Begutachtung inhaltlich und formal geordnet gewesen. Ersichtlich waren in Bezug
auf die Testpsychologie â�� vor-rangig bei der Leitungstestung â��
Aggravationstendenzen. Es besteht insgesamt ein deut-licher Widerspruch zum
klinischen Untersuchungsbefund. Komplizierte Fragestellungen sowie raschen
Themenwechsel hat der KlÃ¤ger problemlos folgen kÃ¶nnen. Trotz seiner
GesundheitsstÃ¶rungen verfÃ¼gt der KlÃ¤ger nach den AusfÃ¼hrungen von Dr. I.
noch Ã¼ber ein LeistungsvermÃ¶gen von sechs Stunden und mehr unter den
Ã¼blichen Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt unter Beachtung weiterer FunktionseinschrÃ¤nkungen. Die vom
SachverstÃ¤ndigen festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen besitzen nur qualitative,
aber keine quantitativen Funktionsein-schrÃ¤nkungen fÃ¼r den allgemeinen
Arbeitsmarkt. Aus psychiatrischer Sicht kann der KlÃ¤-ger noch leichte Arbeiten
verrichten. Ebenso sind TÃ¤tigkeiten als Verpacker von Kleintei-len, Mitarbeiter
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Poststelle und PfÃ¶rtner von VerwaltungsgebÃ¤uden noch mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich mÃ¶glich. Der SachverstÃ¤ndige hat angegeben, dass die
begrÃ¼ndete Aussicht besteht, dass sich der Gesundheitszustand und die
ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers in absehbarer Zeit (innerhalb von sechs Monaten)
betreffend die qualitativen EinschrÃ¤nkungen verbessern lieÃ�en. Der
SachverstÃ¤ndige hat eine vollstationÃ¤re psychiatrische Behandlung und
nachfolgend eine baldige stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme in einer Fachklinik
empfohlen. Die dort vorzunehmende medikamentÃ¶se Optimierung der bereits
bestehenden antidepressiven Medikation und gegebenenfalls eine neuroleptische
Einstellung werde mit hoher Wahr-scheinlichkeit eine Besserung des psychischen
Befindens ergeben. UnterstÃ¼tzend sollten weiterfÃ¼hrende psychotherapeutische
EinzelgesprÃ¤che stationÃ¤r und ambulant erfolgen. Danach sei eine ambulante
psychotherapeutische Behandlung empfehlenswert. Als negatives Leistungsbild hat
der SachverstÃ¤ndige angegeben, dass der KlÃ¤ger aufgrund der vorliegenden
psychiatrischen Erkrankungen nur noch Ã¼berwiegend leichte TÃ¤tigkeiten
verrichten kann. Dem KlÃ¤ger sind Arbeiten im Sitzen, Stehen oder Gehen zu
gleichen Anteilen bzw. in wechselnder KÃ¶rperhaltung mÃ¶glich. EinschrÃ¤nkungen
bestehen im Rahmen der somatischen Erkrankungen. Ein Arbeiten ist sowohl im
Freien, als auch in geschlossenen RÃ¤umen mÃ¶glich. Aus fachÃ¤rztlich-
psychiatrischer Sicht bestehen keine EinwÃ¤nde gegen leichtes Heben und Tragen,
gegen hÃ¤ufiges BÃ¼cken und Treppensteigen und Arbeiten mit besonderen
Anforderungen an die Fingerfertigkeit. Arbeiten an Maschi-nen und am FlieÃ�band
sind dem KlÃ¤ger wegen der hohen Anforderung an die Konzentra-tion nicht zu
empfehlen. Arbeiten unter stÃ¤ndigem Zeitdruck, auf Leitern und GerÃ¼sten, unter
gewissen EinflÃ¼ssen der Umwelt und das Heben und Tragen schwerer oder mittel-
schwerer Lasten sind ebenfalls nicht zu empfehlen. Aus psychiatrischer Sicht sind
keine besonderen Arbeitsbedingungen, wie etwa betriebsunÃ¼bliche Pausen
erforderlich. Aus aktueller psychiatrischer Sicht ist die Anpassungs- und
UmstellungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers nicht als gemindert anzusehen. An den KlÃ¤ger
sollten jedoch keine besonderen Anforde-rungen an die KonzentrationsfÃ¤higkeit,
das technische VerstÃ¤ndnis, die Reaktions- und Ã�bersichtsfÃ¤higkeit und an die
Ausdauer gestellt werden. DarÃ¼ber hinaus sollte unbedingt beachtet werden, dass
TÃ¤tigkeiten mit erhÃ¶hten Anforderungen an die kognitive FlexibilitÃ¤t (geistige
Beweglichkeit) sowie mit erforderlicher VerantwortungsÃ¼bernahme auszuschlie-
Ã�en sind. Aus psychiatrischer Sicht bestehen keine EinschrÃ¤nkungen des
Arbeitsweges und bei der Benutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel. Dem KlÃ¤ger ist
es aus Sicht des SachverstÃ¤ndigen mÃ¶glich, viermal tÃ¤glich eine Wegestrecke
von mehr als 500 Metern in zumutbarem Zeit-aufwand und ohne Ã¼bermÃ¤Ã�ige
Anstrengung zurÃ¼ckzulegen. Der KlÃ¤ger kann auch ein Kraftfahrzeug benutzen.
Nach Ansicht des SachverstÃ¤ndigen besteht das behandlungsbedÃ¼rftige
psychiatrische Krankheitsbild mindestens seit April 2014. Hinsichtlich der bereits
eingeholten Gutachten hat der SachverstÃ¤ndige angegeben, dass er der
sozialmedizinischen EinschÃ¤tzung von Dr. W â�¦ beipflichtet. Deren diagnostische
EinschÃ¤tzung mit Angst und Depression gemischt bei
PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung mit narzisstischen ZÃ¼gen wertet er aktuell als
rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig leichte depressive Episode, als
anhaltende somatoformen SchmerzstÃ¶rung und kombi-nierte
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung. Der SachverstÃ¤ndige hat angegeben, dass die
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Begutachtung des KlÃ¤gers entsprechend der richterlichen Genehmigung in
Anwesenheit der Lebenspartnerin V â�¦ erfolgte, was teilweise die Aussagen
verfÃ¤lscht habe.

Zu der auf Anregung des ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers eingeholten
ergÃ¤nzenden Stellungnahme des auf Antrag des KlÃ¤gers in erster Instanz
gehÃ¶rten Dipl.-Med. E â�¦, Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, vom
12.5.2017 hat der Senat eine ergÃ¤nzende Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen
Dr. I â�¦ vom 26.6.2017 eingeholt. Die durch den KlÃ¤ger artikulierte Ablehnung
jeglicher BehandlungsmÃ¶glichkeiten, stellt nach Ansicht des SachverstÃ¤ndigen
Dr. I â�¦ einen deutlichen Widerspruch zu den vorhandenen Beschwer-den des
KlÃ¤gers dar. Gleiches gilt fÃ¼r den Umstand, dass im gesamten Behandlungszeit-
raum keine stationÃ¤re Behandlungen und keine Anpassungen der
medikamentÃ¶sen The-rapie erfolgten. Im Rahmen der unverÃ¤ndert fehlenden
Behandlungsbereitschaft und -motivation wird nach den AusfÃ¼hrungen von Dr. I
â�¦ im Rahmen des ausgeprÃ¤gten Ver-meidungsverhaltens deutlich, dass mit der
Ablehnung der DurchfÃ¼hrung einer adÃ¤quaten Therapie ein Ã¼bergeordnetes
Rentenbegehren des KlÃ¤gers besteht. Nach Ansicht des SachverstÃ¤ndigen ist der
KlÃ¤ger bewusst und auch unbewusst nicht gewillt, an seiner ak-tuellen Situation
etwas zu verÃ¤ndern und damit verbunden, seine LebensqualitÃ¤t zu stei-gern.
Insgesamt ist der KlÃ¤ger trotz der festgestellten GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen
bei zumutbarer Willensanspannung in der Lage, mit Ã¤rztlicher Hilfe innerhalb eines
halben Jahres die GesundheitsstÃ¶rungen zu Ã¼berwinden. Es ist nach den
erhobenen Befunden mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass
entsprechende HeilmaÃ�nahmen eine Besserung innerhalb der nÃ¤chsten sechs
Monate bedingen. Als Resultat einer stationÃ¤ren RehabilitationsmaÃ�nahme ist mit
groÃ�er Wahrscheinlichkeit mit Verbesserun-gen im Bereich der sozialen
AlltagsbewÃ¤ltigung sowie der Krankheits- und EinsichtsfÃ¤hig-keit des KlÃ¤gers zu
rechnen, was sich wiederum positiv auf die LeistungsfÃ¤higkeit auswir-ken wÃ¼rde.
In einer weiteren ergÃ¤nzenden Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen Dr. I â�¦
vom 30.10.2017 hat der SachverstÃ¤ndigen angegeben, dass die vom
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers behaupteten Aufmerksamkeitsdefizite im
Alltag rein anamnestische Angaben des KlÃ¤gers sind, welche sich nicht im
psychopathologischen Befund objektivieren lassen haben. Im Ã�brigen haben sich
am 19.9.2016 keine Anhaltspunkte fÃ¼r kognitiv-mnestische Defizite gezeigt, auch
haben sich keine Aufmerksamkeits- oder Konzentrationsdefizite feststellen lassen.
Hinsichtlich des vom KlÃ¤ger demonstrierten Aufmerksamkeitsdefizits verwies der
SachverstÃ¤ndige auf eine deutliche Diskrepanz zwischen der Testpsychologie und
der Erhebung des psychopathologischen Befundes. Hier werde eine Aggravation des
KlÃ¤gers ersichtlich. Nach wie vor geht der SachverstÃ¤ndige von nicht
ausgeschÃ¶pften TherapiemÃ¶glichkeiten aus. Beim KlÃ¤ger lÃ¤ge ein
ausgeprÃ¤gtes soziales Schonverhalten vor. Der SachverstÃ¤ndige wiederholte,
dass im Rahmen der unverÃ¤ndert mangelnden Behandlungsbereitschaft und
-motivation seitens des KlÃ¤gers die bestehenden Krank-heitsbilder und die
entsprechenden Krankheitssymptome kritisch hinterfragt werden mÃ¼s-sen.
Deutlich sei im Rahmen des ausgeprÃ¤gten Vermeidungsverhaltens hinsichtlich
einer adÃ¤quaten Therapie ein Rentenbegehren zu sehen. Nach Ansicht des
SachverstÃ¤ndigen ist der KlÃ¤ger schon bei der Begutachtung bewusst nicht
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gewillt gewesen, an seiner aktu-ellen Situation etwas zu verÃ¤ndern und damit
seine LebensqualitÃ¤t zu steigern. Soweit der ProzessbevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers angebe, dass dem KlÃ¤ger die Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel
aufgrund seiner sozialen Phobie nicht mÃ¶glich sei, hat der SachverstÃ¤ndige
darauf hingewiesen, dass solches von ihm nicht festgestellt werden konnte.

c) Auch der wegen der vorgetragenen COPD-Erkrankung des KlÃ¤gers gehÃ¶rte
Sach-verstÃ¤ndige Dr. J â�¦, Facharzt fÃ¼r Innere Medizin, Kardiologie,
Intensivmedizin, hat in sei-nem fachinternistisch-pulmologischen Gutachten vom
15.8.2018 kein aufgehobenes Leis-tungsbild des KlÃ¤gers fÃ¼r den allgemeinen
Arbeitsmarkt feststellen kÃ¶nnen. In dem auf einer Untersuchung des KlÃ¤gers vom
12.6.2018 beruhenden Gutachten hat der Sachver-stÃ¤ndige die Diagnosen
"arterielle Bluthochdruckerkrankung, bis MÃ¤rz 2017 ausgeprÃ¤gter Nikotinabusus,
Adipositas, HyperlipoproteinÃ¤mie, COPD, 2015 erstdiagnostiziert, depres-sive
StÃ¶rung, AngststÃ¶rung sowie somatoforme SchmerzstÃ¶rung, kombinierte
PersÃ¶nlich-keitsstÃ¶rung, soziale Phobie mit RÃ¼ckzugstendenzen, Restless-Legs-
Syndrom und chro-nisches LWS-Syndrom" gestellt. Der SachverstÃ¤ndige hat eine
ausfÃ¼hrliche kardio-pulmonale Befundlage aufgezeichnet, sich mit der Anamnese
und den Vorbefunden be-schÃ¤ftigt und im Ergebnis angegeben, dass von den
internistischen Erkrankungen her der KlÃ¤ger leichte TÃ¤tigkeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt, wie etwa die TÃ¤tigkeiten als Mitarbeiter Poststelle,
PfÃ¶rtner in VerwaltungsgebÃ¤uden und Verpacker von Kleinteilen, mehr als sechs
Stunden tÃ¤glich verrichten kann. Die TÃ¤tigkeiten sollen im Wechsel zwi-schen
Sitzen, Stehen und Gehen erfolgen, sofern der Ã¼berwiegende Anteil der Arbeiten
im Sitzen geschieht. KÃ¼rzere Phasen im Stehen und nur sehr geringe im Gehen
mÃ¼ssen gewÃ¤hrleistet sein. Zwangshaltungen sind zu vermeiden. Gleiches gilt
fÃ¼r TÃ¤tigkeiten mit stÃ¤ndigem Zeitdruck aufgrund der psychiatrischen
Grunderkrankungen. Aufgrund der chronisch obstruktiven Atemwegserkrankungen
(COPD) mÃ¼ssen TÃ¤tigkeiten mit schÃ¤dli-chen UmwelteinflÃ¼ssen (inhalative
Noxen, Gase, StÃ¤ube) vermieden werden. Wegen der somatischen Reaktion auf
psychischen Druck (unsicheres Gehen, unsichere Handlungen) sind TÃ¤tigkeiten mit
besonderen Anforderungen an die Fingerfertigkeit, an laufenden Ma-schinen und
am FlieÃ�band nicht mehr mÃ¶glich. Das Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber
fÃ¼nf Kilogramm soll vermieden werden. Der SachverstÃ¤ndige hat angegeben,
dass zu-sÃ¤tzliche und unÃ¼bliche Arbeitspausen nicht erforderlich sind. Die
Anpassungs- bzw. Um-stellungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers ist aus psychiatrischen
GrÃ¼nden entsprechend einge-schrÃ¤nkt. Bereits das Befolgen leichter Ã�bungen
(Kniebeugen) fÃ¼hre beim KlÃ¤ger zu einer deutlichen kÃ¶rperlichen
EinschrÃ¤nkung in Bezug auf eine Unsicherheit und ein Schwanken bei der
Bewegung. Die Reaktions- und Ã�bersichtsfÃ¤higkeit sowie die Ausdauer seien
relevant eingeschrÃ¤nkt. Die KonzentrationsfÃ¤higkeit wÃ¤hrend des
gutachterlichen Ge-sprÃ¤chs zur Anamneseerhebung ist demgegenÃ¼ber normal
gewesen. Zum technischen VerstÃ¤ndnis konnte der SachverstÃ¤ndige keine
Aussage treffen. Hinsichtlich der WegefÃ¤higkeit hat der SachverstÃ¤ndige
angegeben, dass keine Ein-schrÃ¤nkungen bestehen. Auch die Benutzung von
Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln ist dem KlÃ¤ger aus internistischer Sicht mÃ¶glich.

d) Es gibt entgegen der vom ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers vorgetragenen
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Ansicht keine nachvollziehbaren GrÃ¼nde, weshalb nach Einholung des
SachverstÃ¤ndi-gengutachtens von Dr. J. weitere internistische
SachverhaltsaufklÃ¤rungen erforderlich sein sollen. Anders als der
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte meint, ist es unschÃ¤dlich, dass Dr. J kein Facharzt fÃ¼r
Pulmologie ist. Der KlÃ¤ger hat innere Erkrankungen behauptet und dem ist der
Senat durch Einholung eines internistischen Gutachtens nachgekommen. Das
Gutachten von Dr. J â�¦ ist auch nicht etwa deshalb unverwertbar, weil der
SachverstÃ¤ndi-gen nicht die Diagnostik bzw. Untersuchungen durchgefÃ¼hrt hat,
die der KlÃ¤ger selbst fÃ¼r notwendig erachtet (Bronchoplasmolyse und
Belastungsuntersuchung mittels Rechts-herzkatheder alternativ zur
Spiroergometrie). Die medizinischen SachverstÃ¤ndigen unter-liegen als
Hilfspersonen des Gerichts zur Ermittlung medizinischer Sachverhalte zwar dem
Weisungs- und Leitungsrecht des Gerichts nach Â§ 202 SGG i. V. m. Â§ 404a Abs. 1
ZPO. Dieses geht jedoch nicht so weit, dass in die gutachterliche KerntÃ¤tigkeit
eingegriffen werden darf, zumal dem Gericht â�� und dem KlÃ¤ger im Ã�brigen
auch â�� die hierfÃ¼r er-forderliche medizinische Sachkunde fehlt. Jedem
medizinischen SachverstÃ¤ndigen obliegt es daher selbst zu bestimmen, welche
Untersuchungen und diagnostische MaÃ�nahmen er fÃ¼r die Beantwortung der
Beweisfragen fÃ¼r erforderlich erachtet, und dies immer unter dem Gesichtspunkt,
dass es sich bei der Begutachtung im Rentenversicherungsrecht um eine
sogenannte Zustandsbegutachtung handelt (vgl. zuletzt BSG, Beschluss vom
28.2.2017, B 13 R 37/16 BH, zitiert nach juris). In diesem Sinne war es allein dem
Sach-verstÃ¤ndigen Dr. J â�¦ vorbehalten, entsprechende Untersuchungen und
diagnostische MaÃ�nahmen durchzufÃ¼hren oder eben nicht.

e) DemgegenÃ¼ber kann sich der Senat den Feststellungen zur
Leistungsbeurteilung im Gutachten von Dipl.-Med. E â�¦, Facharzt fÃ¼r Neurologie /
Chirotherapie / Psychiatrie, in dessen neurologisch-psychiatrischen Fachgutachten
vom 7.8.2014 nicht annÃ¤hern. Die von diesem SachverstÃ¤ndigen angenommene
LeistungseinschrÃ¤nkung auf unter drei Stunden ist in sich nicht konsistent. Die von
Dipl.-Med. E â�¦ festgestellten Befunde lassen eine entsprechende
LeistungseinschrÃ¤nkung auf nur noch unter drei Stunden nicht zu. Hierbei ist
darauf hinzuweisen, dass das Gutachten von Dipl.-Med. E â�¦ im psychischen
Befund von einer Vorrangigkeit der anamnestischen Angaben des KlÃ¤gers ausgeht.
Eine objektive Darstellung etwa von Konzentration und Auffassung nach den
Richtlinien zur Begutachtung im gesetzlichen Rentenrecht erfolgt auch nach Ansicht
des gerichtlich be-stellten SachverstÃ¤ndigen Dr. I â�¦ im Gutachten von Dipl.-Med.
E â�¦ nicht. Dr. I â�¦ fÃ¼hrt hierzu ergÃ¤nzend aus, dass er und auch die
erstinstanzliche SachverstÃ¤ndige Dr. W â�¦ das Insuffizienzerleben des KlÃ¤gers
im Vergleich zum Gutachten von Dipl.-Med. E â�¦ nicht in den psychopathologischen
Befund aufgenommen hat. Denn im psychopathologischen Befund sollen Auffassung
und Konzentration objektiv psychiatrisch begutachtet und dar-gestellt werden. Es
sollen aber nicht anamnestische Angaben beispielsweise Ã¼ber "Kon-
zentrationsschwierigkeiten" als psychopathologischer Befund eingestuft werden.
Zusam-menfassend ist dies nach Ansicht von Dr. I â�¦ die Hauptursache fÃ¼r die
Diskrepanz zwi-schen den SachverstÃ¤ndigengutachten in der medizinischen
Beurteilung. Dem ist aus Sicht des Senates nichts mehr Wesentliches
hinzuzufÃ¼gen. Es bestehen fÃ¼r den Senat daher erhebliche Zweifel an der
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PlausibilitÃ¤t des Gutachtens des SachverstÃ¤ndigen Dipl.-Med. E â�¦ vom
7.8.2014. Zur Untermauerung dieser Ansicht verweist der Senat auf die oben
erwÃ¤hnten ergÃ¤nzenden Stellungnahmen des gerichtlich bestellten
psychiatrischen SachverstÃ¤ndigen. Dr. I â�¦ hat ausgefÃ¼hrt, dass er der sozial-
medizinischen EinschÃ¤tzung eines LeistungsvermÃ¶gens von unter drei Stunden
tÃ¤glich fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche Arbeiten aufgrund seiner Untersuchungen und
der Befunderhebung nicht zustimmen kann. Selbst wenn der SachverstÃ¤ndige
Dipl.-Med. E â�¦ von einem Be-handlungsfall ausgeht, ist mit Dr. I â�¦ darauf
hinzuweisen, dass im gesamten Behand-lungszeitraum keine stationÃ¤re
Behandlung des KlÃ¤gers stattgefunden hat und auch keine ambulanten
medikamentÃ¶sen Therapieanpassungen erfolgten, was im Widerspruch zu den
beklagten LeistungseinschrÃ¤nkungen steht.

AbschlieÃ�end weist der Senat darauf hin, dass das Gericht Ã¼ber das Vorliegen
der ent-scheidungserheblichen Tatsachen im Sinne von Â§ 43 SGB VI unter
BerÃ¼cksichtigung aller erreichbaren Indizien in freier BeweiswÃ¼rdigung und
ohne Bindung an vorhandene Gut-achten entscheidet. Bei der Beurteilung des
vorliegenden medizinischen Sachverhalts bedient sich der Senat der Sachkunde und
dem Sachverstand in Bezug auf das psychiat-rische Fachgebiet den AusfÃ¼hrungen
von Dr. I â�¦ DemgegenÃ¼ber steht der Senat den medizinischen Ã�uÃ�erungen
von Dipl.-Med. E â�¦ aus oben genannten GrÃ¼nden kritisch gegenÃ¼ber und
entscheidet sich bei den vorliegenden divergierenden Gutachten fÃ¼r die
Auffassungen von Dr. I â�¦ und von Dr. W â�¦, zumal deren Gutachten in den
jeweiligen me-dizinischen Aussagen schlÃ¼ssig, konsistent und plausibel sind. Der
Senat weicht damit in seiner freien BeweiswÃ¼rdigung in einer medizinischen Frage
nicht von derjenigen eines medizinischen Gutachters ab (vgl. zu den Grenzen der
richterlichen BeweiswÃ¼rdigung bei medizinischen Sachverhalten BSG, Beschluss
vom 13.9.2005 â�� B 2 U 365/04 B â��, Rn. 9, juris).

Nach all dem lÃ¤sst sich ein Anspruch des KlÃ¤gers auf eine Rente wegen voller
oder teil-weiser Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB VI aufgrund der
vorliegenden medizinischen Sachverhaltsermittlungen und dem dargestellten
Leistungsbild nicht erklÃ¤ren. Die vom Sozialgericht und vom Senat eingeholten
drei Gutachten gehen â�� wie dargestellt â�� Ã¼ber-stimmend davon aus, dass der
KlÃ¤ger trotz seiner GesundheitsstÃ¶rungen noch in der Lage ist, wenigstens sechs
Stunden tÃ¤glich einer zumindest leichten ErwerbstÃ¤tigkeit nach-zugehen. Die
SachverstÃ¤ndigen haben sich eingehend mit den GesundheitsstÃ¶rungen des
KlÃ¤gers beschÃ¤ftigt und die vorhandenen Befunde der behandelnden Ã�rzte
ausgewertet. Es bestehen seitens des Senats keine Zweifel an den schlÃ¼ssigen
und nachvollziehbaren Ergebnissen der medizinischen SachverstÃ¤ndigen. Der
Senat schlieÃ�t sich der LeistungseinschÃ¤tzung der SachverstÃ¤ndigen Dr. W â�¦,
Dr. I â�¦ und Dr. J â�¦ an. Auch aus den Ã¼brigen vom KlÃ¤ger eingereichten, vom
Senat und vom Sozialgericht eingeholten medizinischen Unterlagen ergeben sich
keine Anhaltspunkte fÃ¼r ein vermindertes quanti-tatives LeistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers. Die geschilderten GesundheitsstÃ¶rungen fÃ¼hren lediglich zu
qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen, die auch von den SachverstÃ¤ndigen
umfassend gewÃ¼rdigt wurden.
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3. Trotz dieses festgestellten LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers von sechs
Stunden und mehr fÃ¼r leichte Arbeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt wÃ¤re
ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen voller Erwerbsminderung jedoch dann
gegeben, wenn bei ihm eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen bzw. eine schwere spezifi-sche Leistungsbehinderung
vorliegen wÃ¼rde und dem KlÃ¤ger keine TÃ¤tigkeit benannt werden kÃ¶nnte, die
er trotz seiner qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen noch mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich verrichten kann. Eine schwere spezifische Leistungsbehinderung
meint die FÃ¤lle, in denen bereits eine einzige schwerwiegende Behinderung ein
weites Feld von VerweisungsmÃ¶glichkeiten versperrt (BSG, Urteil vom 10.12.2003
â�� B 5 RJ 64/02 R, juris). Das Merkmal "Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen" trÃ¤gt hingegen dem Umstand Rechnung, dass auch
eine Vielzahl von EinschrÃ¤nkungen, die jeweils nur einzelne Verrichtungen oder
Arbeitsbedingungen betreffen, zusammengenommen das noch mÃ¶gliche
Arbeitsfeld in erheblichem Umfang zusÃ¤tzlich einengen kÃ¶nnen. In diesen FÃ¤llen
besteht die Verpflichtung, ausnahmsweise eine konkrete TÃ¤tigkeit zu be-nennen,
weil der Arbeitsmarkt mÃ¶glicherweise fÃ¼r diese Ã¼berdurchschnittlich
leistungsge-minderten Versicherten keine Arbeitsstelle bereithÃ¤lt oder nicht davon
ausgegangen wer-den kann, dass es fÃ¼r diese Versicherten eine ausreichende
Anzahl von ArbeitsplÃ¤tzen gibt oder ernste Zweifel daran aufkommen, ob der
Versicherte in einem Betrieb einsetzbar ist (BSG Urteil vom 10.12.2003, B 5 RJ
64/02 R, in juris). Eine schwere spezifische Leistungsbehinderung liegt jedoch
ebenso wenig vor wie eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen. Die oben dargestellten qualitati-ven
LeistungseinschrÃ¤nkungen, von denen der Senat ausgeht, sind weder zahlreich
noch schrÃ¤nken sie den mÃ¶glichen Einsatzbereich des KlÃ¤gers auf dem
allgemeinen Arbeits-markt erheblich ein. Die Art der qualitativen EinschrÃ¤nkungen
des KlÃ¤gers bedingen keine ernsten Zweifel daran, dass sein
RestleistungsvermÃ¶gen noch TÃ¤tigkeiten erlaubt, die in ungelernten TÃ¤tigkeiten
Ã¼blicherweise gefordert werden, wie z.B. Zureichen, Abnehmen, Transportieren,
Reinigen, Bedienen von Maschinen, Kleben, Sortieren, Verpacken, Zu-
sammensetzen von Teilen usw. (vgl. BSG, Urteil vom 9.5.2012 â�� B 5 R 68/11 R,
SozR 4-2600 Â§ 43 Nr. 18 â�� juris, Rn. 25). Eine besondere Handgeschicklichkeit ist
hierfÃ¼r in der Regel nicht erforderlich bzw. damit nicht verbunden. Die Benennung
einer VerweisungstÃ¤tigkeit entfÃ¤llt. DarÃ¼ber hinaus wÃ¤re der KlÃ¤ger nach
den EinschÃ¤tzungen von Dr. I â�¦ und Dr. J â�¦ auch in der Lage, z. B. eine
TÃ¤tigkeit als PfÃ¶rtner in VerwaltungsgebÃ¤uden vollschichtig auszuÃ¼ben.

4. Seitens des Senats bestehen auch keine Zweifel an der Verwertbarkeit des vom
Sozialgericht eingeholten Gutachtens von Dr. W â�¦ vom 24.4.2014, insbesondere
liegt eine Befangenheit der SachverstÃ¤ndigen nicht vor. Soweit der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers sein bereits in der ersten Instanz mit
Schreiben vom 6.2.2015 gestelltes Be-fangenheitsgesuch in der Berufungsschrift
wiederholte und somit im Berufungsverfahren aufrechterhielt, ist dieser
Befangenheitsantrag gegen die SachverstÃ¤ndige bereits unzu-lÃ¤ssig. Der Senat
ist zur Entscheidung Ã¼ber das Ablehnungsgesuch nicht zustÃ¤ndig, da die
SachverstÃ¤ndige Dr. W â�¦ im Berufungsverfahren weder ernannt noch angehÃ¶rt
worden ist. GemÃ¤Ã� Â§ 406 Abs. 2 und 4 Zivilprozessordnung (ZPO) i.V.m. Â§ 118

                            20 / 22

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RJ%2064/02%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RJ%2064/02%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RJ%2064/02%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20R%2068/11%20R
https://dejure.org/gesetze/ZPO/406.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/118.html


 

Abs. 1 Satz 1 SGG ist das Gericht, von dem der SachverstÃ¤ndige ernannt worden
ist, fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber ein Ablehnungsgesuch zustÃ¤ndig, also in der
Regel das Prozessgericht erster Instanz, auch wenn ein Urteil bereits ergangen und
Rechtsmittel eingelegt ist (so auch OLG KÃ¶ln, Beschluss vom 15.12.2006, 22 U
93/06; Bayer. ObLG, Beschluss vom 9.4.1997, 3Z BR 75/97, 3Z BR 85/97 â��
m.w.N.; Huber, in: Musielak/Voit, ZPO, 12. Aufl. 2015, Â§ 406 Rn. 12, 15; Greger, in:
ZÃ¶ller, ZPO, 31. Aufl. 2016, Â§ 406, Rn. 10; Baum-bach/Lauterbach/Albers/B., ZPO,
74. Aufl. 2016, Â§ 406, Rn. 21; a. A. OLG Koblenz, Be-schluss vom 7.1.2000, 1 U
1644/98; OLG DÃ¼sseldorf, Urteil vom 5.2.2013, 23 U 185/11, 23 U 185/11). Die
AnhÃ¤ngigkeit in der Rechtsmittelinstanz Ã¤ndert weder die ZustÃ¤ndigkeit des
Gerichts, bei dem das Ablehnungsgesuch anzubringen ist, noch nimmt es diesem
die Befugnis zur Entscheidung darÃ¼ber (Â§ 406 Abs. 4 ZPO i.V.m. Â§ 118 Abs. 1
Satz 1 SGG) (Bayerisches LSG, Beschluss vom 5.5.2017, L 20 SF 72/17 AB, zitiert
nach juris).

Der VollstÃ¤ndigkeit halber weist der Senat auf Folgendes hin: Zum einem ist bei
LektÃ¼re des angefochtenen Gerichtsbescheids unschwer erkennbar, dass das
Sozialgericht bereits Ã¼ber das Befangenheitsgesuch des KlÃ¤gers gegen die
SachverstÃ¤ndige Dr. W â�¦ entschieden hat. Im Ã�brigen gilt Folgendes: Selbst
dann, wenn entgegen den obigen AusfÃ¼hrungen zur ZustÃ¤ndigkeit und im
Widerspruch zu dem Grundsatz, dass nach einer instanzabschlieÃ�enden
Entscheidung ein Befangenheitsantrag gegen eine Gerichtsperson wegen
prozessualer Ã�berholung nicht mehr gestellt werden kann (vgl. BSG, Urteil vom
27.1.1993 â�� 6 RKa 2/91, und Beschluss vom 6.6.2007 â�� B 8 KN 8/07 B; BVerwG,
Urteil vom 30.10.1969 â�� VIII CB 129, 130.67, VIII CB 129.67, VIII CB 130.67; BFH,
Beschluss vom 17.8.1989 â�� VII B 70/89; BGH, Urteil vom 8.2.2001 â�� III ZR 45/00
, und Beschluss vom 11.7.2007 â�� IV ZB 38/06), von einer inhaltlichen Entschei-
dungsbefugnis des Senats ausgegangen werden wÃ¼rde, kÃ¶nnte der
Befangenheitsantrag keinen Erfolg haben. Denn eine fÃ¼r einen zulÃ¤ssigen
Befangenheitsantrag erforderliche unverzÃ¼gliche Geltendmachung des
Befangenheitsgesuchs lÃ¤ge nicht vor. Jedenfalls kann nach einem Zeitraum von
einem Monat nicht mehr von unverzÃ¼glich ausgegangen werden (vgl. Bayer LSG,
Beschluss vom 4.7.2016 â�� L 15 SF 179/16 AB â�� m.w.N., juris).

5. Anders als der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers meint, waren keine
weiteren Sachverhaltsermittlungen erforderlich. Seinem Beweisantrag in der
mÃ¼ndlichen Verhand-lung vom 22.1.2019 war seitens des Senats nicht folge zu
leisten. Der Senat war objektiv nicht gehalten, den Sachverhalt weiter aufzuklÃ¤ren
und den beantragten Beweis zu erhe-ben. Vorliegend sind keine
entscheidungserhebliche Tatsachen offen geblieben, es fehlen weder fÃ¼r die
Beurteilung des Tatbestandsvoraussetzungen des Â§ 43 SGB VI notwendige
Feststellungen, noch sind diese nicht prozessordnungsgemÃ¤Ã� zustande
gekommen. Zwar stellt der Senat die im Beweisantrag vom 22.1.2019 behaupteten
â�� pauschalen â�� FunktionsstÃ¶rungen in ihrer Tatbestandsrelevanz nicht in
Abrede, allerdings ist Ã¼ber selbige eben bereits mit dem eingeholten
psychiatrischen Gutachten von Dr. W â�¦ vom 24.4.2014, dem psychiatrischen
Gutachten nebst testpsychologischem Zusatzgutachten von Dr. I. vom 5.12.2016
und dem fachinternistisch-pulmologischen Gutachten von Dr. J. vom 15.8.2018
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Beweis zu den medizinischen Tatbestandsvoraussetzungen des Â§ 43 SGB VI
erhoben worden. Allein das Ergebnis der SachverhaltsaufklÃ¤rung vermag den
KlÃ¤ger nicht zu Ã¼berzeugen, weil keiner der bezeichneten SachverstÃ¤ndigen die
subjektive Ã�berzeugung des KlÃ¤gers "lediglich noch leichte kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten unter drei Stunden tÃ¤glich erwerbsmÃ¤Ã�ig ausÃ¼ben" zu kÃ¶nnen,
zu objektivieren vermochte. Im Ã�brigen ist der zum Beweisthema vom
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers beantragte SachverstÃ¤ndige Dipl.-Med. E
â�¦ bereits vom Sozialgericht gehÃ¶rt worden und auch der Senat hat sich mit dem
entsprechenden Gutachten vom 7.8.2014 beschÃ¤ftigt; auch von dem vom KlÃ¤ger
zu hÃ¶ren begehrte behandelnde Arzt Dr. H â�¦ ist ein Befundbericht in das
Verfahren eingeflossen (Befundbericht vom 8.3.2016 [Eingang bei Gericht]).

Im Ã�brigen ist darauf hinzuweisen, dass bei dem vom KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen
Verhand-lung gestellten Antrag, die Angabe des konkreten Beweisthemas fÃ¼r den
streiterheblichen Zeitraum bis zum 31.7.2015 fehlt. FÃ¼r die Zeiten danach fehlen
dem KlÃ¤ger jedenfalls die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
fÃ¼r die begehrte Rente (vgl. hierzu oben). Um in der aktuellen Prozesssituation ein
Beweisthema fÃ¼r den Senat hinreichend genau zu bezeichnen, hÃ¤tte der KlÃ¤ger
schon im Hinblick auf die bereits vorliegenden Gutachten von Dr. I â�¦ und von Dr. J
â�¦ substantiiert und prÃ¤zise angeben mÃ¼ssen, warum und welche konkreten
Punkte weiter klÃ¤rungsbedÃ¼rftig sein sollten (vgl. BSG, Beschluss vom 7.6.2018
â�� B 9 V 69/17 B â��, Rn. 8, juris).

Soweit der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers wegen der AusfÃ¼hrungen von
Dr. J. bezÃ¼glich der ins Ermessens des Senats gestellten Einholung eines weiteren
psychiatri-schen Gutachtens selbiges begehrt, kann nur noch einmal darauf
hingewiesen werden, dass der Eintritt eines Leistungsfalls bis zum 31.7.2015
nachgewiesen sein muss. Ein aktueller oder zukÃ¼nftiger Leistungsfall ist
irrelevant.

Der KlÃ¤ger hat damit keinen Anspruch auf eine Rente wegen voller oder teilweiser
Er-werbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB VI.

Aus den genannten GrÃ¼nden war die erstinstanzliche Entscheidung nicht zu
beanstanden. Die Berufung des KlÃ¤gers war zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 13.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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